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- Drucksache 17/10246 - 


Bundesaufsichtliche Weisungen der Atomaufsicht 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Die Atomaufsieht in Deutschland funktioniert nach dem Prinzip der Bundes- 
auftragsverwaltung. Das heißt, die Verwaltungsbehörden der Bundesländer füh- 
ren das Atomgesetz des Bundes in dessen Auftrag aus. Dabei kann der Bund, 
der die oberste Atomaufsicht in Deutschland ist, diesen ausfuhrenden Verwal- 
tungsbehörden bundesaufsichtliche Weisungen nach Artikel 85 Absatz 3 des 
Grundgesetzes erteilen. 

Derartige Weisungen werden erteilt, wenn bei der Ausübung der Atomaufsicht 
zwischen Bund und betreffendem Bundesland unterschiedliche Auffassungen 
bestehen, und sind bindend. 


1 . Welche bundesaufsichtlichen Weisungen der Bundesatomaufsicht an Ver- 
waltungsbehörden der Länder gab es wann (bitte mit wesentlichen Eckda- 
ten wie z. B. angewiesene Behörde, Datum, Anlass bzw. Kurzbeschreibung, 
betroffene/r Anlage/Transport etc. auflisten)? 

ln der 17. Legislaturperiode hat es bisher keine bundesaufsichtlichen Weisungen 
im Sinne des Artikels 85 Absatz 3 des Grundgesetzes gegeben. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit vom 19. Juli 2012 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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